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Satzung

 des


BUNDESVerbandes Führungskräfte DEUTSCHER BAHNEN (BFBahnen)

Verein Mainz e.V
Präambel
Der Verein entstand durch Verschmelzung der Gründervereinigungen 


Verband der Führungskräfte deutscher Bahnen (VGB) 
Verein Mainz E.V. 

und


Vereinigung der höheren Führungskräfte der deutschen Bahnen (VHB)
 Bezirksgruppe Mainz.
§ 1
Name und Sitz


1.
Der Verein führt den Namen:

BUNDESVERBAND FÜHRUNGSKRÄFTE DEUTSCHER BAHNEN (BFBahnen)
VEREIN MAINZ E.V.


abgekürzt BFB MAINZ E.V.

2.
Der Verein hat seinen Sitz in Mainz. Er ist in das Vereinsregister des 
Amtsgerichts Mainz eingetragen.

3.
Der Verein gehört dem „BUNDESVerband Führungskräfte Deutscher Bahnen (BFBahnen) E.V., Sitz Frankfurt (Main), als Mitglied an.

§ 2
Zweck und Aufgaben

1.
In Fortführung der Aufgaben und der Tradition dient der Verein dem Zweck,

a)  die berufsständischen Belange seiner Mitglieder zu vertreten,

b)  die fachliche und allgemeine Weiterbildung seiner Mitglieder und des
            Nachwuchses zu fördern,

c)  das Berufsbild der Führungskräfte deutscher Bahnen mitzugestalten,

d)  die persönlichen Kontakte zwischen den Mitgliedern im Interesse eines besseren
           dienstlichen und gesellschaftlichen Zusammenhalts zu pflegen.

2.
Der Verein ist gewerkschaftlich, parteipolitisch und konfessionell unabhängig und
     neutral.

3.
Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
      Zwecke.

Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden.

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

Gewählte Funktionsträger sind ehrenamtlich tätig, ihre Auslagen werden ersetzt.


§ 3
Mitgliedschaft

1.
Dem Verein können beitreten:

Mitarbeiter von Eisenbahnen in Deutschland sowie deren Beteiligungsgesellschaften, des Bundeseisenbahnvermögens und Eisenbahnbundesamtes
-  mit Fachhochschul- oder Hochschulabschluss

-  mit Berufsqualifikation für Führungsaufgaben bzw. in Vorbereitung auf diese Aufgaben
-  ehemalige Mitarbeiter entsprechender Verantwortungsebenen in vorgenannten Ein- 

        richtungen und
    -  Vereinsförderer.


2.
Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand.
      Dies gilt jedoch nicht bei Übertritt von einem anderen BFBahnen-Verein.


Jedes Mitglied erhält eine Satzung.

3.
Bei Ablehnung der Aufnahme ist Berufung an die Mitgliederversammlung möglich.
      Deren Entscheidung ist endgültig.


4.
Verdiente Mitglieder oder Förderer des Vereins können von der Mitgliederversammlung zum Ehrenmitglied ernannt werden.

§ 4
Beginn und Ende der Mitgliedschaft
1.
Die Mitgliedschaft beginnt am Ersten des Monats, der der Zustimmung des Vorstandes zur
    Aufnahme folgt.

2.
Die Mitgliedschaft endet durch

a)  Austritt,

b)  Wechsel in einen anderen BFBahnen-Verein, es sei denn, das Mitglied erklärt seinen 
      ausdrücklichen Verbleib beim Verein,

c)  Tod,

d)  Ausschluss,

e)  Entfernung aus dem Dienst der in § 3 Abs.1 genannten Unternehmen.

3. 
Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung an den Vorstand. Er wird zum Ende eines
     Kalendervierteljahres wirksam, wenn die Erklärung mindestens drei Monate vor Ablauf
     erfolgt ist.

4.
Ein Mitglied kann auf Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden

a)  wegen Nichtzahlung von Beiträgen trotz Mahnung,

b)  wegen Nichterfüllung satzungsmäßiger Verpflichtungen,

c)  wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins,

d)  wegen unehrenhafter Handlungen.

5.
Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. Gegen den Ausschluss kann das 
Mitglied innerhalb von vier Wochen Beschwerde einlegen, worüber die nächste
 
Mitgliederversammlung entscheidet. Bis zu dieser Entscheidung ruhen alle 
Mitgliedschaftsrechte.

§ 5
Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 6
Beiträge
1.
Die Höhe des Mitgliedsbeitrages wird von der Mitgliederversammlung festgelegt.

2.
Nachwuchskräfte - längstens bis zur Beendigung ihrer Ausbildung - und Ehrenmitglieder 
sind zur Beitragszahlung nicht verpflichtet.


§ 7
Vereinsorgane

Organe des Vereins sind

a)  die Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung),
b)  der Vorstand.


§ 8
Mitgliederversammlung, Beschlüsse, Anträge
1.
Die Mitgliederversammlung ist oberstes Organ des Vereins

Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet in jedem Geschäftsjahr statt.

Zu ihr ist mindestens drei Wochen vorher unter Bekanntgabe der Tagesordnung 

schriftlich einzuladen.

2.
Die Tagesordnung für die ordentliche Mitgliederversammlung muss folgende Punkte 
enthalten:

a) Entgegennahme der Berichte,

b) Kassenbericht und Bericht der Kassenprüfer,

c) Entlastung des Vorstandes,

d) Wahlen, soweit diese erforderlich sind,

e) Beschlussfassung über vorliegende Anträge.

3.
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von drei Wochen
     mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es 


a)  der Vorstand beschließt,

b)  ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich beim 1. Vorsitzenden beantragt       
          hat.

4.
Die ordnungsgemäß eingeladene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl
     der anwesenden Mitglieder beschlussfähig.

5.
Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

6.
Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der Mitglieder- 
versammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens eine Woche vor der 
Versammlung schriftlich beim 1. Vorsitzenden des Vereins eingegangen sind.

7.
Dem Antrag eines Mitgliedes auf geheime Abstimmung muss entsprochen werden.


§ 9
Vorstand

1.
Der Vorstand besteht aus


a)  dem ersten und zweiten Vorsitzenden,

b)  dem ersten und zweiten Schriftführer,

c)  dem ersten und zweiten Schatzmeister und 

d)  den Beisitzern, deren Zahl die Mitgliederversammlung bestimmt.

     Von den Beisitzern soll einer Ruheständler sein.

2.
Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der erste und zweite Vorsitzende. Sie vertreten den 
Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeder von ihnen ist allein vertretungs- 
berechtigt.

3.
Im Innenverhältnis zum Verein wird der zweite Vorsitzende jedoch nur bei Verhinderung
 
des ersten Vorsitzenden tätig.

4.
Der Vorstand leitet den Verein unter Beachtung der Satzung und der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung. Er verwaltet das Vereinsvermögen und beruft die Mitglieder- 
versammlung sowie sonstige Versammlungen ein. Ihm steht das Recht zu, satzungsgemäße 
Geschäfte bis zur Höhe des Vereinsvermögens abzuschließen.

5.
Sitzungen des Vorstandes sind bei Bedarf - mindestens halbjährlich - durch den ersten 
Vorsitzenden unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuberufen und zu leiten. Der
     Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.

6.
Der Vorstand ist berechtigt, Berater hinzuzuziehen und Ausschüsse für besondere Zwecke 
einzusetzen.

7.
Scheidet ein Mitglied des Vorstandes im Laufe der Amtszeit aus oder ist es an der 
Ausübung seiner Tätigkeit dauernd gehindert, kann der Vorstand bis zur nächsten 
Mitgliederversammlung einen Stellvertreter bestellen oder die anfallenden Aufgaben auf

die übrigen Mitglieder des Vorstandes verteilen.

8.
In allgemeinen Geschäftsangelegenheiten des Vereins zeichnet der erste Vorsitzende oder
 
der zweite Vorsitzende. In Kassenangelegenheiten zeichnen der erste oder der zweite
     Schatzmeister zusätzlich mit.


§ 10
Kassenprüfer

1.
Zwei von der Mitgliederversammlung bestellte Kassenprüfer haben jährlich die Richtigkeit 
des Kassenbestandes, der Belege und Buchungen sowie die ordnungsgemäße und 
wirtschaftliche Verwendung der Geldmittel zu prüfen.

2.
Über das Ergebnis ist eine Niederschrift zu fertigen und der Mitgliederversammlung

- ggf. mit der Empfehlung auf Entlastung des Vorstandes - vorzutragen.

3.
Kassenprüfer dürfen nicht dem Vorstand angehören.


§ 11
Wahlen

1.
Der Vorstand und die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer 
von 3 Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig.

2.
Der erste Vorsitzende wird in geheimer Abstimmung gewählt.


§ 12
Protokollierung von Beschlüssen

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung, des Vorstandes und vom Vorstand eingesetzter Ausschüsse ist jeweils ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem von ihm bestimmten Protokollführer zu unterzeichnen ist.


§ 13 
Satzungsänderung

Die Satzung kann nur durch Beschluss einer Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Stimmberechtigten geändert werden.


§ 14
Auflösung

1.
Die Auflösung des Vereins oder der Zusammenschluss mit anderen 
Vereinen/Verbänden kann nur von einer zu diesem Zweck einberufenen außerordentlichen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden.

2.
Die Einberufung einer solchen Versammlung darf nur erfolgen, wenn es


a)  der Vorstand mit einer Mehrheit von Dreiviertel seiner Mitglieder beschlossen hat, oder

b)  von einem Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich gefordert
     wurde.

3.
Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50% der stimmberechtigten 
Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung oder der Zusammenschluss mit anderen 
Vereinen/Verbänden kann nur mit einer Mehrheit von Dreiviertel der erschienenen 
stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. Die Abstimmung ist namentlich 
vorzunehmen.

4. Sollten bei der ersten Versammlung weniger als 50% der stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend sein, ist eine zweite Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit 

von Dreiviertel der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist.

5.
Bei Auflösung des Vereins ist das Vermögen dem Eisenbahn-Waisenhort zuzuführen.

Die Mitglieder des Vorstandes sind dabei die bestellten und ernannten Liquidatoren.


Die von der Mitgliederversammlung am 15.03.2002 in Mainz beschlossene Satzung wurde von der außerordentlichen Mitgliederversammlung am 23.11.2004 in Mainz geändert und tritt am 01.01.2005 entsprechend Verschmelzungsvertrag vom 04.10.2004 in Kraft.

Mainz, 04. Dezember 2004

